Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudesache 1713 (neu) 


Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Deutsche Bedienstete bei den alliierten Besatzungs- 
behörden, insbesondere den Dienstgruppen 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1 . Aus welchen Gründen steht der Abschluß eines Sonderabkommens 
für die deutschen Dienstgruppen, das schon im Februar 1955 in 
der 66. Sitzung des Deutschen Bundestages bei der Behandlung 
der Drucksache 1021 angekündigt wurde, heute immer noch aus? 

2. Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregierung als der Tarif- 
partner der Gewerkschaften, um sicherzustellen, daß der Tarif- 
vertrag vom 1. Februar 1955 im geschlossenen Sinne zur An- 
wendung und Auslegung kommt, und welche Maßnahmen gedenkt 
die Bundesregierung zu treffen, damit Fehleinstufungen, die als 
Ergebnis persönliche Geldeinbußen von 100 DM monatlich und 
mehr aufzeigen — nach Ermittlungen beim Landesarbeitsamt Nord- 
rhein-Westfalen soll die Zahl der Einsprüche 80 v. Ff. betragen — , 
korrigiert und zu einer gerechten Lösung für die betroffenen 
Bediensteten geführt werden? 

3. In welcher Form gedenkt die Bundesregierung bereits zur Ent- 
lassung gekommene und zur Entlassung kommende Bedienstete, 
insbesondere ältere direkt Bedienstete oder Angehörige der Dienst- 
gruppen, bei der Suche nach einem anderen Arbeitsplatz zu 
unterstützen? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die jetzt entstandene, zu 
ernsten Besorgnissen anlaßgebende schwierige Gesamtsituation bei 
den Besatzungsbeschäftigten im Fiinblick auf die wiedererlangte 
Souveränität? 


Bonn, den 4. November 1955 


Ollenhauer und Fraktion 
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